
 

 

 

 

 
 

 
 
 
 
 
 Berlin, 26. Juli 2024 
 
 
 
 
Stellungnahme 
zum Referentenentwurf der „Verordnung zur Änderung der Elektrokleinstfahrzeuge-Verordnung und an-
derer straßenverkehrsrechtlicher Vorschriften“ 
 
 
 
Sehr geehrter , 
sehr geehrte Damen und Herren, 
 
zunächst möchten wir uns herzlich für die Möglichkeit bedanken, zum oben genannten Referentenentwurf 
Stellung nehmen zu dürfen: 
 
Wir begrüßen die Bemühungen des Bundesministeriums für Digitales und Verkehr (BMDV), durch den 
Referentenentwurf zur Änderung der Elektrokleinstfahrzeuge-Verordnung (eKFV) die Nutzung und Integra-
tion von Elektrokleinstfahrzeugen im Straßenverkehr zu verbessern und zu vereinfachen. Wir sehen dies 
als wichtigen Beitrag zur Verbesserung der Verkehrssicherheit und -effizienz. 
 
Nachfolgend möchten wir auf einzelne Punkte des Referentenentwurfes eingehen: 
 

1. Gleichbehandlung von Elektrokleinstfahrzeugen und Radverkehr 
Überführung der §§ 9 bis 13 in die Straßenverkehrsordnung (StVO) 
Ein zentraler Bestandteil des Referentenentwurfes ist die Gleichbehandlung von Elektrokleinstfahr-
zeugen und Radverkehr durch Überführung der §§ 9 bis 13 in die StVO. 
 
Durch die Schaffung eines einheitlichen, klaren und gerechten Verkehrsraumes, insbesondere 
durch Einhaltung der gleichen Regeln und Nutzung derselben Infrastruktur, wird das Verhalten von 
Nutzenden von Elektrokleinstfahrzeugen für alle Verkehrsteilnehmenden vorhersehbarer. Durch 
einheitliche Verkehrsregeln wird deren Einhaltung und Durchsetzung einfacher und klarer, so müs-
sen sich Verkehrsteilnehmende nur ein Regelwerk merken. Dies fördert gegenseitiges Verständnis 
und Akzeptanz.  
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Der Referentenentwurf bringt mehr Klarheit hinsichtlich der Verkehrssituationen, in denen Elektro-
kleinstfahrzeuge eingesetzt werden dürfen, insbesondere durch die Anpassung von Verkehrszei-
chen und deren Bedeutungen. Beispielsweise wird klargestellt, dass das Sinnbild „Radverkehr“ 
auch für Elektrokleinstfahrzeuge gilt. 
 
Die gemeinsame Nutzung von Radwegen und anderen Fahrrad-Infrastrukturen durch Elektro-
kleinstfahrzeuge und Fahrräder optimiert die Nutzung vorhandener Verkehrsflächen und erfordert 
keine zusätzlichen Investitionen in separate Infrastrukturen. 
 
Gemeinsame Geh- und Radwege 
Der Referentenentwurf sieht vor, dass Elektrokleinstfahrzeuge gemeinsame Verkehrsflächen nut-
zen dürfen, solange sie zu Fuß Gehende nicht behindern oder gefährden. Wir sehen hier das Ri-
siko von Konflikten zwischen zu Fuß Gehenden und Nutzenden von Elektrokleinstfahrzeugen. Zum 
Schutz von zu Fuß Gehenden, insbesondere älteren Menschen und Kindern, sollten spezifische 
Regelungen für die Geschwindigkeit und das Verhalten auf solchen Verkehrsflächen geprüft wer-
den. 
 
Parken von Elektrokleinstfahrzeugen - vgl. § 12 (7) StVO 
Im Referentenentwurf entfallen die spezifischen Parkvorschriften für Elektrokleinstfahrzeuge, in-
dem sie den Regelungen für den Radverkehr gleichgestellt werden. Insbesondere in städtischen 
Bereichen, in denen der Platz bereits begrenzt ist, könnte dies zu Platzproblemen führen. Eine 
Lösung sehen wir daher in der Einrichtung spezieller Abstellflächen für Elektrokleinstfahrzeuge in 
ausreichender Anzahl, wie sie bereits in mehreren Städten praktiziert werden. Zeitgleich gewähr-
leistet diese Herangehensweise die Ordnung im öffentlichen Raum. 
 
Verstärkte Überwachung und Durchsetzung 
Der Referentenentwurf enthält an den Radverkehr angeglichene Vorgaben zur Ahndung von Ver-
stößen, was zu einer verstärkten Einhaltung der Regeln und somit zu einem sichereren Verkehrs-
umfeld beiträgt. Die klar definierten Bußgelder und Strafen für Regelverstöße schaffen eine ab-
schreckende Wirkung und tragen zur Disziplinierung der Verkehrsteilnehmenden bei. Darin sehen 
wir einen wichtigen Beitrag zur Erhöhung der Verkehrssicherheit. 
 

2. Fahrtrichtungsanzeiger 
§ 5 - Anforderungen an die lichttechnischen Einrichtungen 
Ein weiterer zentraler Bestandteil des Referentenentwurfes ist die Einführung verpflichtender 
Fahrtrichtungsanzeiger für einspurige Elektrokleinstfahrzeuge. Diese sind aus mehreren Gründen 
sinnvoll und notwendig. Fahrtrichtungsanzeiger steigern die Sichtbarkeit des Nutzenden und der 
Elektrokleinstfahrzeuge im Straßenverkehr. Zeitgleich erhöhen sie die Sicherheit der Nutzenden, 
indem diese während der Fahrt kein Handzeichen geben müssen und folglich beide Hände perma-
nent am Lenker haben können. Darüber hinaus helfen Fahrtrichtungsanzeiger anderen Verkehrs-
teilnehmenden, durch klare Signale, das Fahrverhalten der Nutzenden einzuschätzen. 
 
Die detaillierten technischen Anforderungen, wie die akustische und optische Anzeige der Wirk-
samkeit, werden dazu beitragen, diese Neuerungen effektiv umzusetzen. 
 
Aus sicherheitstechnischen Gründen begrüßen wir, dass bei Elektrokleinstfahrzeugen mit Fahrt-
richtungsanzeigern im Lenkerende Maßnahmen getroffen werden müssen, die das Verdecken mit 
der Hand verhindern. 
 
Insgesamt ist festzuhalten, dass durch Fahrtrichtungsanzeiger Missverständnisse und Unfälle ver-
mieden können und somit die Verkehrssicherheit verbessert werden kann. 

 
3. Erhöhung der Verkehrssicherheit 

Die detaillierten technischen Anforderungen und Prüfverfahren für Elektrokleinstfahrzeuge sind ein 
wesentlicher Fortschritt. Durch die klaren Spezifikationen zur Batterie, Fahrdynamik und Verzöge-
rung wird sichergestellt, dass nur Elektrokleinstfahrzeuge, die ausreichend hohen Sicherheitsstan-
dards entsprechen, am Straßenverkehr teilnehmen dürfen. Dies trägt maßgeblich dazu bei, das 
Unfallrisiko zu minimieren und die Sicherheit aller Verkehrsteilnehmenden zu erhöhen.  



 

 

 

 
 

4. Technische Innovationen und neue Konzepte 
Der im Referentenentwurf ergänzte § 14a ermöglicht es, Ausnahmen von den allgemeinen Vor-
schriften der Elektrokleinstfahrzeuge-Verordnung für neue Techniken oder Konzepte zu genehmi-
gen. Dies ist begrüßenswert, um Innovationen im Bereich der Elektrokleinstfahrzeuge zu fördern 
und flexible Lösungen für neue Mobilitätskonzepte zu ermöglichen. Ohne solche Ausnahmerege-
lungen könnten neue und potenziell sicherere oder effizientere Technologien schwerer in den Stra-
ßenverkehr integriert werden. 

 
5. Förderung der nachhaltigen Mobilität 

Die im Referentenentwurf geplanten Änderungen unterstützen zudem die Förderung nachhaltiger 
Mobilitätsformen. Durch die Verbesserung der rechtlichen Rahmenbedingungen für Elektrokleinst-
fahrzeuge wird deren Nutzung attraktiver gemacht. Dies entspricht der Zielsetzung, den motorisier-
ten Individualverkehr, insbesondere in urbanen Regionen, zu reduzieren und umweltfreundlichere 
Alternativen zu stärken. Die Anpassungen der Verordnung fördern die Nutzung von Elektrokleinst-
fahrzeugen als nachhaltige Alternative im urbanen Verkehr. 
 

Die Deutsche Verkehrswacht unterstützt den vorgelegten Referentenentwurf und sieht in den vorgeschla-
genen Änderungen einen relevanten Schritt zur Erhöhung der Verkehrssicherheit für alle Verkehrsteilneh-
menden sowie zur Weiterentwicklung der Mobilität in Deutschland. Es ist wichtig, dass Elektrokleinstfahr-
zeuge mit der zunehmenden Integration in den Straßenverkehr ähnliche Sicherheitsstandards wie andere 
Fahrzeuge erfüllen. Dies erhöht die Akzeptanz und das Vertrauen der anderen Verkehrsteilnehmenden. 
 
Darüber hinaus sind die vorgeschlagenen Maßnahmen geeignet, die Sichtbarkeit zu erhöhen und die Kom-
munikation zu verbessen. Darin sehen wir einen Schlüssel, um Unfälle zu reduzieren und eine verantwor-
tungsvolle Nutzung zu fördern. 
 
Ergänzend zu den vorangegangenen Ausführungen erhalten Sie in der Anlage unser Maßnahmenpapier 
Verkehrssichere Nutzung von Elektrotretrollern. Dieses wurde im Jahr 2023 gemeinsam mit unseren För-
dermitgliedern Bolt, Lime, TIER und Voi entwickelt. 
 
Für weitere Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung! 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 




